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CHRISTIAN HILLGRUBER · BONN

GRUNDGESETZ UND NATURRECHT

1. Einleitung

Naturrecht scheint für Verfassungsjuristen unserer Tage kein Thema
(mehr) zu sein, ohne dass dafür eine ausgeprägte rechtspositivistische
Strömung verantwortlich gemacht werden könnte. Veritable Rechts-
positivisten sind selbst kaum anzutreffen. Es ist vielmehr ein verbreiteter
Pragmatismus im alltäglichen Umgang mit dem geltenden Verfassungs-
recht, der Fragen nach seinem Ursprung, seiner geistesgeschichtlichen Her-
kunft und seinem philosophischen Fundament an die Grundlagendisziplinen
verweist und sich darum bei seiner Auslegung und Anwendung nicht weiter
scheren zu müssen glaubt.

Das war bei der Entstehung des Grundgesetzes ganz anders. Nach den
Erfahrungen mit der rechtsnihilistischen nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft, die eine «Krise des Rechts»1 ausgelöst hatte, hielten viele deut-
sche Juristen und namhafte Staatsrechtslehrer eine «Erneuerung des Rechts»
und des Rechtsdenkens für unabweisbar, und die Suche nach einer die
Erneuerung tragenden Rechtsidee führte zu einer «Rückwendung zum
Naturrecht»2, und zwar in einem solchen Ausmaß, dass man von einer
regelrechten «Renaissance» des Naturrechts(denkens) sprechen kann3. Es
kann daher nicht verwundern, dass es auch bei den Beratungen des Parla-
mentarischen Rates zu einer allgemeinen, intensiven Debatte über das
Naturrecht gekommen ist4 .

2. Die Diskussion um die naturrechtliche Verankerung der Grundrechte im
Parlamentarischen Rat

Die im Parlamentarischen Rat zu Art. 1 GG insgesamt und speziell zur Frage
eines schließlich in Art. 1 Abs. 2 GG aufgenommenen Hinweises auf die
Vorstaatlichkeit der Menschenrechte geführte Debatte kreiste um die Frage
einer naturrechtlichen Verankerung der Grundrechte. Der Abg. Süsterhenn
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hatte für die CDU/CSU-Fraktion «stabile im Naturrecht und nicht bloß in
wechselnden Mehrheiten verankerte Grundrechte» gefordert5. Die Abg.
Heuss und Schmid sprachen sich im Ausschuss für Grundsatzfragen dagegen
aus, Deklamationen und Deklarationen bekenntnishaften Charakters in das
Grundgesetz aufzunehmen. «Wohl aber ist es praktisch notwendig, einen
Katalog jener Grundrechte aufzunehmen, die bindendes Recht für die Ge-
richte sind und auf die sich der einzelne Bürger berufen kann, um einen
konkreten Rechtsanspruch einzuklagen oder umgekehrt einen Eingriff des
Staates in seine Freiheitssphäre abzuwehren»6 . Diese Notwendigkeit ergab
sich aus der Absicht, diese Grundrechte zu unmittelbar geltendem Recht zu
machen. «Mit allgemeinen Rechtssätzen vorverfassungsrechtlicher Art kann
die Rechtspraxis nichts anfangen. Eine nähere verfassungsrechtliche Um-
schreibung erscheint [mir] deshalb unerlässlich», stellte der Abg. Zinn nüch-
tern fest7. Der Vors. v. Mangoldt gab die communis opinio im Ausschuss für
Grundsatzfragen wieder, als er es als dessen Hauptaufgabe bezeichnete, die
wenig greifbaren naturrechtlichen Sätze «zu konkretisieren, schärfer zu
fassen, klarer zu präzisieren, was wir schützen wollen»8.

Der Abg. Dr. Bergsträsser gab jedoch zu bedenken, ob man nicht doch
die theoretischen, «d.h. die naturrechtlichen Grundlagen der Grundrechte
als Einleitung formulieren und festlegen» wolle; man könne dies «im Rahmen
einer besonderen Präambel zu den Grundrechten tun»9.

In der 4. Sitzung des Ausschusses für Grundsatzfragen am 23.9.1948 legten
die Abg. Bergsträsser, Zinn und v. Mangoldt einen Vorschlag für vier erste
Grundrechtsartikel vor. Der erste Artikel hatte folgenden Wortlaut: «Die
Würde des Menschen ruht auf ewigen, einem Jeden von Natur aus eigenen
Rechten. Das deutsche Volk erkennt sie erneut als Grundlage aller menschlichen
Gemeinschaften an. Deshalb werden Grundrechte gewährleistet, die Gesetz-
gebung, Verwaltungs- und Rechtspflege auch in den Ländern als unmittelbar
geltendes Recht binden»10 .

Bergsträsser erläuterte, dass die Berichterstatter zu der Überzeugung ge-
kommen seien, «dass es doch wohl richtig wäre, an die Spitze der Grund-
rechte einige Sätze zu stellen, die Absicht, Sinn und Grund der Grundrechte
ganz kurz deutlich machen. Das haben wir mit unserer Formulierung zu
Art. 1 versucht, die wir Ihnen vorschlagen»11. Der Vorsitzende v. Mangoldt
ergänzte, die Berichterstatter hätten den Wunsch gehabt, Art. 1 eine Fassung
zu geben, «mit der auf dem Naturrecht aufgebaut wird. Nur schien uns das
Naturrecht in seinen einzelnen Sätzen noch zu unbestimmt, als dass man es
mit der einfachen Anführung der Naturrechtssätze hätte bewenden lassen
können. Die Sätze des Naturrechts wurden daher in den auf Art. 1 folgenden
Grundrechtsartikeln, auf die Abs. 3 verweist, aufgezeichnet und in die für
die unmittelbare Rechtsanwendung erforderliche Form gebracht. Diese
Verweisung stellt für die Auslegung fest – es ist wichtig, sich das klar zu
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machen –, dass die folgenden Grundrechte auf dem Untergrund des Natur-
rechts ruhen und die Rechtsprechung diesen Untergrund des Naturrechts
bei der Auslegung heranziehen kann». Es werde kaum möglich sein, allen
Grundrechten unabänderlichen Charakter zuzusichern. Art. 1 gebe dem
verfassungsändernden Gesetzgeber die Möglichkeit, auf Grund der Ver-
weisung auf das Naturrecht die Grundrechte den Erfordernissen und Be-
dürfnissen der Zeit anzupassen12 .

Die Art und Weise des Rekurses auf Naturrecht blieb im Ausschuss um-
stritten, auch wenn man sich in der Sache einig war. Der Abg. Zinn wies
darauf hin, dass die (Allgemeine) Erklärung der Menschenrechte und die
Virginia Bill of Rights von dem Menschen von Natur aus zustehenden
Rechten sprächen13 . Der Abg. Schmid plädierte für ein historisches Natur-
rechtsverständnis; dies bedeute zu erklären: «In dieser Sphäre der geschicht-
lichen Entwicklung sind wir Deutsche nicht bereit, unterhalb eines
Freiheitsstandards zu leben, der den Menschen die und die Freiheiten als
vom Staat nicht betreffbar garantiert»14. Man einigte sich schließlich zu-
nächst auf die Formulierung: «Die Würde des Menschen steht im Schutze der
staatlichen Ordnung. Sie ist begründet in ewigen Rechten, die das deutsche Volk
als Grundlage aller menschlichen Gemeinschaft anerkennt. Deshalb werden
Grundrechte gewährleistet, die Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege
auch in den Ländern als unmittelbar geltendes Recht binden»15. Die Kritik Richard
Thomas’ 16 führte zu einer nochmaligen Überarbeitung der Fassung. Es
wurde vorgeschlagen, im Anschluss an die Präambel des Entwurfs der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen17 wie
folgt zu formulieren: «Zugleich mit der Menschenwürde und als eine der
Grundlagen für ihre dauernde Achtung werden jene gleichen und unver-
lierbaren Freiheits- und Menschenrechte gewährleistet, die das Fundament
für Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bilden. Das deutsche
Volk anerkennt sie als eine der Grundlagen der rechtsstaatlichen Ordnung
aller freiheits- und friedliebenden Völker»18. Nach weiterem Ringen um
eine angemessene Formulierung dessen, worüber Einvernehmen bestand19,
wurde im Allgemeinen Redaktionsausschuss20 und im Fünfer-Ausschuss21

bereits eine dem geltenden Art. 1 (Abs. 2) GG nahezu wortlautidentische
Fassung beschlossen, die sodann die Billigung des Hauptausschusses22 und
des Plenums23 fand.

Art. 1 Abs. 2 GG verklammert die Menschenwürdegarantie des Abs. 1
mit der Anordnung unmittelbarer Grundrechtsgeltung in Abs. 3. Als
«Überleitung auf die Grundrechte»24 will Art. 1 Abs. 2 GG erklären, woher
die «nachfolgenden» Grundrechte kommen und in welchem Zusammen-
hang sie mit der Menschenwürde stehen. Konsequenz der Anerkennung
der Menschenwürde und Grundlage der Grundrechte bilden jene «unver-
letzlichen und unveräußerlichen Menschenrechte», deren Gültigkeit das
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deutsche Volk für sich anerkannt25. «Nur wer Menschenrechte anerkannt,
kann überhaupt auf die Dauer Menschenwürde achten» 26. Um zu einer
effektiven Sicherung dieser Rechte zu kommen, aber mussten die «alten
unveräußerlichen Menschen- und Freiheitsrechte»27 «verpositiviert» werden,
«für unsere Zeit neu formuliert», in konkrete Grundrechtsgewährleistungen
transponiert werden.

3. Die positiv-rechtliche Bedeutung des Rekurses auf die vorstaatlichen Men-
schenrechte in Art. 1 Abs. 2 GG

Es war also allgemeiner Konsens im Parlamentarischen Rat, dass die positiv-
rechtlich zu gewährleistenden Grundrechte auf vorstaatlichen Menschen-
rechten beruhen, also auf Rechten, die dem Menschen von Natur aus
unverlierbar und unentziehbar zustehen, Rechten, die nicht der Staat ver-
leiht, sondern die ihm vorausliegen, die er nur anerkennen kann28, aber
nicht schafft und nicht abschaffen darf. Ein explizites Bekenntnis speziell
zum christlichen Naturrecht, wie es CDU/CSU und DP hatten erreichen
wollen, konnte sich allerdings nicht durchsetzen29. Die Vorstellung vor-
staatlicher, dem Menschen inhärenter Rechte bot indes, da sie auch in einer
aufklärerisch-säkularen Form vertreten werden konnte, eine tragfähige ge-
meinsame Grundbasis30. Das Deutsche Volk als der Verfassunggeber erklärt
mithin in Art. 1 Abs. 2 GG nach der nationalsozialistischen Unrechtsherr-
schaft wieder den Anschluss an die Idee vorstaatlicher und universelle
Geltung beanspruchender Menschenrechte und knüpft damit der Sache
nach an die naturrechtlich begründete europäisch-atlantische Menschen-
rechtstradition an31.

Die natürlichen Rechte, die man dem Menschen zuschrieb, sah man
nicht als schlechterdings unwandelbar an; sie sollten aber einen unverfüg-
baren Kern haben.

Allerdings eignete sich das Naturrecht nach überwiegender Einschätzung
nicht «als Katalog von Rechtsverbindlichkeiten»32. Es musste, um es – und
das war nach den Erfahrungen seiner eklatanten Missachtung unter dem
NS-Regime das erklärte Ziel – hier und jetzt wieder wirksam werden zu
lassen, erst in positives Recht «übersetzt» werden. Als positives Recht gelten
die Grundrechte «unabhängig von bestimmten religiösen oder philosophi-
schen Überzeugungen»33, können daher – anders als verkanntes Naturrecht
– in ihrer Geltung und – notfalls zu erzwingenden – Wirksamkeit auch
nicht mit Rücksicht darauf in Frage gestellt werden.

Mit den Menschenrechten als ihren ideellen vorstaatlichen Ursprüngen
sollten die Grundrechte inhaltlich auf Dauer untrennbar verbunden blei-
ben. Diese Verbindung sollte dadurch aufrechterhalten werden, dass die den
Grundrechten zugrundeliegenden vorstaatlichen Menschenrechte mit der
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ihnen immanenten Rechtsidee bei deren Auslegung Beachtung finden,
ohne dass die Menschenrechte damit selbst den Charakter positiv geltenden
Verfassungsrechts annehmen würden34.

Den Grundrechten ist so ein vor-positives Fundament gelegt, auf dem
sie ruhen und mit dem sie dauerhaft verknüpft sind. Das hat weitreichende
Konsequenzen.

Zwar ist das Naturrecht «nicht aus sich heraus Teil und Inhalt des posi-
tiven Rechts, sondern gehört in den Bereich der Rechtsethik, der Kritik
und eventuell Delegitimierung des positiven Rechts und der Anstöße zur
Änderung und Verbesserung dieses Rechts»35 . Das Grundgesetz aber hat
mit dem Bekenntnis des Art. 1 Abs. 2 GG die Brücke zwischen den (natur-
rechtlichen) Menschenrechten und den (positiv geltenden) Grundrechten
geschlagen, hat damit «etwas vor-positiv Vorhandenes in das positive Recht
hineingenommen»36. Die universelle Gültigkeit «unverletzlicher und
unveräußerlicher Menschenrechte» wird voraus-gesetzt. Die «nachfolgen-
den» Grundrechte dürfen sich daher ungeachtet ihres positiv-rechtlichen
Selbstandes von ihrer naturrechtlich-menschenrechtlichen Grundlage nicht
lösen, sich, auch in ihrer interpretativen Fortentwicklung nicht aus dem
Begründungszusammenhang lösen, in dem sie stehen. Gerade eine solche
«Abkoppelung» könnte zu einer Fehldeutung der Grundrechte führen, der
die Väter und Mütter des Grundgesetzes von Anfang an entgegentreten
wollten. Die Menschenrechtsidee, die Grundvorstellung von dem Men-
schen als solchem zukommender Rechte soll daher – positiv-rechtlich ver-
bindlich! – die dauerhaft gültige Leitidee bleiben, die bei der Auslegung der
Grundrechte zu beachten ist. Eine Grundrechtsinterpretation, die gegen
diese Menschenrechtsidee verstößt, kann damit auch verfassungsrechtlich
falsifiziert werden.

Das schließt eine interpretatorische Anpassung und einen Bedeutungs-
wandel der Grundrechte vor dem Hintergrund neuer Herausforderungen
und Freiheitsgefährdungen schon deshalb nicht aus, weil das Naturrecht
selbst nach dem im Parlamentarischen Rat vorherrschenden Verständnis
nicht unwandelbar ist, sondern entwicklungsfähig und damit bis zu einem
gewissen Grade historisch kontingent. Daher bleibt stets eine gewisse
Variationsbreite möglicher Interpretationen in der Zeit, von der aber der
feste Kern, der normative Grundgehalt, unberührt bleibt. Unwandelbar ist
die Idee universeller, dem Menschen von Natur aus zukommender Rech-
te, während die einzelnen Menschenrechte und ihre Gehalte sich – bis auf
einen im Hinblick auf die Menschenwürde als ihres «Um-willen» unauf-
gebbaren Grundbestand – verändern können. Die den Menschenrechten
immanente, naturrechtliche Grundsubstanz müssen auch die ihnen korre-
spondierenden Grundrechte dauerhaft als positiv-rechtlichen Sinn behalten.
Das folgt aus Art. 1 Abs. 2 GG.
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4. Ablösung der Menschenwürdegarantie von ihrem vor-positiven Fundament?

Die eminente Bedeutung der Tatsache, dass das positive Verfassungsrecht
mit dem Bekenntnis des Art. 1 Abs. 2 GG bewusst und gewollt ein Funda-
ment vor-positiver Art in sich aufgenommen hat, kann an dem Streit um
die von Matthias Herdegen vorgelegte Neuinterpretation des Art. 1 Abs. 1
GG, der Menschenwürdegarantie, verdeutlicht werden. Herdegen versteht
die Garantie der Menschenwürde als «rein staatsrechtliche[n] Begriff», den
er erkennbar aus den Fesseln einer Verbindung zum Naturrecht befreien
will: «Die im Parlamentarischen Rat herrschende Vorstellung, das Grund-
gesetz übernehme mit der Menschenwürdeklausel ‹deklaratorisch› einen
Staat und Verfassung vorgeordneten Anspruch ins positive Recht hat noch
beachtliche Suggestionskraft […] Für die staatsrechtliche Betrachtung sind
jedoch allein (sic!) die (unantastbare) Verankerung im Verfassungstext und
die Exegese der Menschenwürde als Begriff des positiven Rechts maß-
gebend»37. Ernst-Wolfgang Böckenförde hat diesen Ansatz scharf kritisiert:
«Die Menschenwürdegarantie als rechtlicher Begriff wird so ganz auf sich
gestellt, abgelöst (und abgeschnitten) von der Verknüpfung mit dem vorge-
lagerten geistig-ethischen Inhalt, der dem Parlamentarischen Rat präsent
[…] war. Was hierzu zu sagen ist, wandert ab in den ‹geistesgeschichtlichen
Hintergrund›, worüber kundig berichtet wird, aber ohne normative Rele-
vanz. Die fundamentale Norm des Grundgesetzes geht der tragenden Achse
verlustig»38.

In der Tat besteht gerade bei einer Ablösung der Menschenwürdegarantie
von ihrem vor-positiven Fundament die Gefahr, ihren Sinn zu verfehlen39.
Denn gerade aus dem um der Achtung und des Schutzes der unantastbaren
Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) willen («darum») abgegebenen Be-
kenntnis zur Menschenrechtsidee in Art. 1 Abs. 2 GG ergibt sich, was die
Menschenwürde jedenfalls in ihrem unantastbaren Kern normativ bedeuten
muss, nämlich die Rechtssubjektivität jedes Menschen und seine Ausstattung
mit einem Mindestbestand an fundamentalen Rechten (Recht auf Leben,
Recht auf prinzipielle Freiheit und Gleichheit, Art. 2, 3 GG)40. Aus der dem
Menschen, nur dem Menschen, aber eben jedem (einzelnen) Menschen
zukommenden vorstaatlichen Würde leiten sich ihm zukommende Rechts-
ansprüche ab, die in Gestalt subjektiver staatsgerichteter Grundrechte ihre
positiv-rechtliche Anerkennung finden41.

Wer diesen Zusammenhang aus dem Blick verliert, mag etwa geneigt
sein, vermeintlichen Erfordernissen der Zeitumstände Rechnung tragend,
für einen «in der Kontinuität der Entwicklung gestufte[n] Schutz der Men-
schenwürde» einzutreten, für eine unterschiedliche Qualität des Würde-
anspruchs und -schutzes von Frühformen menschlichen Lebens einerseits
und des geborenen Menschen andererseits42. Gerade mit einer solchen, un-
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gleichen Verteilung von elementaren Rechtspositionen aber würde die
Menschenrechtsidee, zu der sich das deutsche Volk in Art. 1 Abs. 2 GG be-
kennt, die Idee, dass ausnahmslos alle Menschen «von Natur aus» den glei-
chen moralischen Status und daher auch die gleichen Menschenrechte
haben, verkannt und damit eben zugleich der unbedingte Gewährleistungs-
gehalt der positiv-rechtlichen Menschenwürdegarantie des Grundgesetzes
verfehlt.

5. Ausblick

Mit der Stabilisierung der grundgesetzlichen Ordnung ist ihr vor-positives
Fundament seit den sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts in den Hinter-
grund getreten43. Das Naturrecht verschwand hinter dem Vorhang des
positiven Rechts»44. Es könnte Anfang des 21. Jahrhunderts zur Abwehr
willkürlicher Missdeutungen der Grundrechte notwendig werden, es wieder
hervorzuholen und als Orientierung bietende Leitidee vor(an)zustellen.

Um der Wahrung der Integrität des Grundgesetzes willen muss an seinem
vor-positiven Fundament festgehalten werden und von diesem aus die inter-
pretative Entfaltung seines Bedeutungsgehalts erfolgen45. Das Bekenntnis
des Art. 1 Abs. 2 GG ist selbst einer der unabänderlichen «Grundsätze des
Art. 1» im Sinne des Art. 79 Abs. 3 GG46 und deshalb von dauerhafter, un-
verbrüchlicher positiv-rechtlicher (!) Geltung47. Sie zu verbürgen ist Aufgabe
des Bundesverfassungsgerichts als des «Hüters der Verfassung». Es muss des-
halb, wie der Abg. Süsterhenn schon in den Beratungen des Parlamentarischen
Rates gefordert hatte und das BVerfG für sich selbst als Kompetenz in An-
spruch genommen hat48, «auch das Recht haben zu prüfen, ob ein Gesetz
seinem Inhalt nach dem Geist und den naturrechtlichen, menschenrecht-
lichen Grundlagen der Verfassung entspricht»49, widrigenfalls es gegen das
im Licht des Art. 1 Abs. 2 GG zu deutende, einschlägige Grundrecht verstößt.

Ohne Zweifel ist die Aufgabe der Erkenntnis überpositiver Sollenssätze
anspruchsvoll und mit der Gefahr des Abgleitens in bloß subjektive Gewiss-
heiten verbunden50. Aber zum einen ist das (christliche wie säkulare) Natur-
recht an und für sich kein Sammelsurium bloß subjektiver Werthaltungen,
sondern ein reicher Fundus an Rationalität (Vernunftrecht!), und zum
anderen ist die Verlässlichkeit der Deutung des positiven Rechts nicht
weniger prekär. Die vermeintliche juristische Methodendisziplin erweist
sich als Chimäre. Das objektive Verfassungsrecht sieht sich der offenen Ge-
sellschaft der subjektiven Verfassungsinterpreten, auch der professionellen,
ausgeliefert, die keinen verbindlichen Kanon der Interpretationswege aner-
kennt51. Hier besteht in gleicher Weise und in gleichem Ausmaß die sich
nur allzu häufig realisierende Gefahr, dass sich das, was objektiv gelten soll,
im willkürlichen interpretativen Zugriff zu subjektiv Beliebigem verformt.
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Die verwirrende Vielfalt des methodischen Zugangs und damit auch der ge-
wonnenen Interpretationsergebnisse wird nur dadurch erträglich, dass eine
Interpretation, nämlich die durch das BVerfG, für letztverbindlich und
maßgeblich erklärt wird. Allein diese Verfahrensregel sorgt für ein gewisses
Maß an Konsistenz in der praktischen Handhabung des positiven Ver-
fassungsrechts. Daran aber hat auch die Bezugnahme auf die naturrechtlich
fundierten Menschenrechte in Art. 1 Abs. 2 GG Anteil.
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